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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/ 1 ) - 680 70 - E - Fe 5/71 Bonn, den 6. Dezember 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 786/69 über die Finanzierung von Inter- 
ventionen auf dem Binnenmarkt für Fette. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 12. Novem- 
ber 1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Vorschlag einer 
Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 786/69 über die 
Finanzierung von Interventionen auf dem Binnenmarkt für Fette 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
des Rates vom 21. April 1970 über die Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik 1 ), insbesondere auf 
Artikel 3 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch Verordnung (EWG) Nr. 786/69 vom 
22. April 1 966 2 ) , geändert durch Verordnung (EWG) 
Nr. 2092/70 3 ), hat der Rat die Bestimmungen über 
die Finanzierung von Interventionen auf dem Bin- 
nenmarkt für Fette festgelegt. 

Seitdem wurde durch Verordnung (EWG) Nr. 
1516/71 des Rates vom 12. Juli 1971 4 ) eine kosten- 
verursachende Beihilferegelung für Baumwollsaat 
eingeführt; diese Beihilfe ist eine Intervention im 
Sinne von Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70. 

Baumwollsaat gehört zu den Ölsaaten, die unter 
die gemeinsame Marktorganisation für Fette fallen. 
Die Verordnung (EWG) Nr. 786/69 ist daher durch 
Bestimmungen über die Finanzierung der für diese 
Saat gewährten Beihilfen zu ergänzen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
786/69 wird durch folgenden Absatz ergänzt: 

,,f) die in Anwendung von Artikel 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1516/71 gewährten Beihilfen für 
Baumwollsaat". 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. Sie gilt mit Wirkung vom 
1 . August 1971. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt' unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


! 0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
j vom 28. April 1970, S. 13 

; 2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 105 
! vom 2. Mai 1969, S. 1 

| 3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 232 
. vom 21. Oktober 1970, S. 3 

1 4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 160 
! vom 17. Juli 1971, S. 1 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Deutscher Bundestag - 0. Wahlperiode 


Drudesache VI/2872 


Vermerk betreffend die Finanzierung im Zusammenhang mit 
dem Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 786/69 


1. Der vorliegende Vorschlag sieht keine neuen 
Maßnahmen im Fettsektor vor, sondern präzisiert 
die Bestimmungen über die Finanzierung der aus 
der Beihilferegelung gemäß Verordnung (EWG) 
Nr. 1516/71 für Baumwollsaat erwachsenden Kosten 
durch den EAGFL. 

2. In Dokument R/56/71 (AGRI 14) (FIN 11) vom 
Januar 1971, das den Vorschlag für eine Ratsver- 
ordnung für die Einführung einer Beihilferegelung 
für Baumwollsaat enthält, wurde der Umfang die- 
ser Beihilfe unter Zugrundelegung eines Betrages 
von 63 RE/ha und einer Anbaufläche von 7000 ha 
auf 441 000 RE geschätzt. In Dokument R/l 547/71 
(AGRI 512) (FIN 339), das den Vorschlag einer Ver- 
ordnung des Rates zur Festsetzung der Beihilfe für 
Baumwollsaat für das Wirtschaftsjahr 1971/1972 be- 
handelt, wurden an Hand erster Angaben über die 
Anbauflächen (4800 ha) und unter Berücksichtigung 
der vorgeschlagenen Höhe der Beihilfe (70 RE/ha) 
die Ausgaben für das Wirtschaftsjahr 1971/1972 auf 
336 000 RE veranschlagt. 


3. Obwohl die Beihilfe für Baumwollsaat erstmals 
im Wirtschaftsjahr 1971/1972 gewährt wird, ist anzu- 
nehmen, daß die Zahlungen im Haushaltsjahr 1971 
wegen der Fristen für die Anwendung der Durch- 
führungsbestimmungen für dieses Erzeugnis be- 
schränkt sein werden. Die Ausgaben gehen zu 
Lasten von Kapitel LXVIII, Interventionen für Fette. 
Für den Haushalt 1972 wurde in Kapitel LXIII ein 
Ansatz von 0,5 Millionen RE für Baumwollsaat vor- 
geschlagen. 

4. Obwohl bei der Ernte 1971 die Anbaufläche 
zurückgegangen zu sein scheint, ist bei den mehr- 
jährigen Vorausschätzungen ein gewisser Wieder- 
anstieg der Erzeugung nicht auszuschließen. Unter 
Zugrundelegung der im vorerwähnten Dokument 
R/56/71 genannten Zahlen sind bei den mehrjähri- 
gen Vorausschätzungen die Ausgaben daher mit 
500 000 RE jährlich zu veranschlagen. 
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Begründung 


1. Durch die Verordnung (EWG) Nr. 1516/71 des 
Rates vom 12. Juli 1971 wurde vom Wirt- 
schaftsjahr 1971/1972 an eine Beihilferegelung 
für Baumwollsaat eingeführt. Gemäß Artikel 4 
dieser Verordnung gelten die Bestimmungen 
über die Finanzierung der gemeinsamen Agrar- 
politik für diese Beihilferegelung vom Beginn 
des Wirtschaftsjahres 1971/1972 an (1. August 
1971). 

2. Die Verordnung (EWG) Nr. 1516/71 sieht in Arti- 
kel 1 für in der Gemeinschaft erzeugte Baumwoll- 
saat eine Beihilfe je Hektar-Anbau- und Ernte- 
fläche vor. Bei dieser Bestimmung handelt es sich 
um eine Intervention im Sinne von Artikel 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 2 ). 

3. Die Höhe der Beihilfe wird nach dem Verfahren 
gemäß Artikel 43 des Vertrages festgesetzt; sie 
wurde für das Wirtschaftsjahr 1971/1972 durch 
Verordnung (EWG) Nr. 2113/71 3 ) auf RE/ha fest- 
gesetzt. Durch Verordnung (EWG) Nr. 1559/71 
des Rates 4 ) wurden für das Wirtschaftsjahr 
1971/1972 die Grundregeln für die Gewährung 
dieser Beihilfe festgelegt. Die Durchführungs- 
bestimmungen zu dieser Verordnung finden sich 
in der Verordnung (EWG) Nr. 1635/71 der Kom- 
mission 5 ). 

4. Nach Artikel 1 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 

des Rates über die Errichtung einer gemeinsamen 

Marktorganisation für Fette 6 ) fällt Baumwollsaat 


unter diese gemeinsame Marktorganisation. Die 
allgemeinen Bestimmungen über die Finanzie- 
rung von Interventionen auf dem Binnenmarkt 
für Fette durch den EAGFL, Abteilung Garantie, 
werden durch Verordnung (EWG) Nr. 786/69 des 
Rates 7 ) festgelegt. Es wird daher vorgeschlagen, 
die Verordnung (EWG) Nr. 786/69 des Rates 
durch einen Absatz zu ergänzen, der die Finan- 
zierung der aus der für die Beihilfe für Baum- 
wollsaat erwachsenden Aufwendungen vorsieht. 

5. Die finanziellen Auswirkungen werden in der 
Anlage zu dem vorliegenden Vorschlag behan- 
delt. 


*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 160 
vom 17. Juli 1971, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 222 
vom 2. Oktober 1971, S. 1 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 165 
vom 23. Juli 1971, S. 1 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 170 
vom 29. Juli 1971, S. 15 

6 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

7 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 105 
vom 2. Mai 1969, S. 1 
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